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Verfahren — Antrag auf vertrauliche Behandlung — Prüfung unter Berücksichtigung der Erfor­
dernisse der Wahrung der Geschäftsgeheimnisse und des kontradiktorischen Charakters der ge­
richtlichen Erörterung 
(Verfahrensordnung, Artikel 91 § 1) 

BESCHLUSS DES GERICHTS (Erste Kammer) 
15. November 1990* 

In den verbundenen Rechtssachen T- l /89 bis T-4/89 und T-6/89 bis T-15/89 

Rhône-Poulenc SA, 25, quai Paul Doumer, 92408 Courbevoie (Frankreich), Pro­
zeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt R. Saint Esteben, Zustellungsbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Loesch und Wolter, 8, rue Zithe, Luxemburg, 

* Verfahrenssprachen : T- 1/89 Französisch, T- 2/89 Französisch, 
T- 3/89 Französisch, T- 4/89 Deutsch, 
T- 6/89 Italienisch, T- 7/89 Englisch, 
T- 8/89 Niederländisch, T- 9/89 Deutsch, 
T-10/89 Deutsch, T-l 1/89 Englisch, 
T-12/89 Französisch, T - l3 /89 Englisch, 
T-14/89 Italienisch, T-15/89 Deutsch. 
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Petrofina SA, 52, rue de l'Industrie, 1040 Brüssel, Prozeßbevollmächtigte: Rechts­
anwälte G. Vandersanden und L. Defalque, Zustellungsbevollmächtigter: Rechts­
anwalt J. Biver, 8, rue Zithe, Luxemburg, 

Atochem SA, 4 und 8, Cours Michelet, La Défense 10, Puteaux, Hauts de Seine 
(Frankreich), Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte X. De Roux und C.-H. Lé­
ger, Zustellungsbevollmächtigte: Rechtsanwälte Hoss und Elvinger, 15, côte 
d'Eich, Luxemburg, 

BASF Aktiengesellschaft, Carl-Bosch-Straße 38, 6700 Ludwigshafen, Prozeßbe­
vollmächtigte: Rechtsanwälte F. Hermanns und U. F. Kleier, Zustellungsbevoll­
mächtigter: Rechtsanwalt J. Loesch, 8, rue Zithe, Luxemburg, 

Enimont Anic Sri, Via Ruggero Settimo 55, Palermo (Italien), Prozeßbevollmäch­
tigte: Rechtsanwälte G. Guarino, M. Siragusa und G. Arcidiacono, Zustellungs­
bevollmächtigte: Rechtsanwälte Arendt und Harles, 4, avenue Marie-Thérèse, Lu­
xemburg, 

SA Hercules Chemicals NV, Industriepark 1, 3580 Beringen (Belgien), Prozeßbe­
vollmächtigter: Rechtsanwalt M. Siragusa, Solicitors: Cleary, Gottlieb, Steen und 
Hamilton, Zustellungsbevollmächtigte: Rechtsanwälte Elvinger und Hoss, 15, côte 
d'Eich, Luxemburg, 

DSM NV, Heerlen (Niederlande), Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt 
I. G. F. Cath, Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt L. H. Dupong, 14a, 
rue des Bains, Luxemburg, 

Hüls Aktiengesellschaft, Paul-Baumann-Straße 1, 4370 Marl, Prozeßbevollmäch­
tigte: Rechtsanwälte Deringer, Tessin, Herrmann und Sedemund, Zustellungsbe­
vollmächtigte: Rechtsanwälte Loesch und Wolter, 8, rue Zithe, Luxemburg, 

Hoechst Aktiengesellschaft, Postfach 80 03 20, 6230 Frankfun am Main, Prozeß­
bevollmächtigter: Rechtsanwalt H. Hellmann, Zustellungsbevollmächtigte: Rechts­
anwälte Loesch und Wolter, 8, rue Zithe, Luxemburg, 

II - 638 



RHÔNE-POULENC U. A. / KOMMISSION 

Shell International Chemical Company Ltd, London SEI 7PG, Prozeßbevollmäch­
tigte: Barrister J. F. Lever, QC, und K. B. Parker, London, im Auftrag des Soli­
citor J. W. Osborne von der Kanzlei Clifford Chance, London, Zustellungsbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte Elvinger und Hoss, 15, côte d'Eich, Luxemburg, 

SA Solvay et Compagnie, 33, rue du Prince-Albert, 1050 Brüssel, Prozeßbevoll­
mächtigter: Rechtsanwalt L. Simont, Zustellungsbevollmächtigte: Rechtsanwälte 
Loesch und Wolter, 8, rue Zithe, Luxemburg, 

Imperial Chemical Industries plc, Millbank, London SWl, Prozeßbevollmächtigte: 
Barrister D. Vaughan, QC, und D. Andersen, Solicitors: V. O. White und 
R. J. Coles; Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt L. H. Dupong, Kanzlei 
Dupong & Konsbruck, 14a, rue des Bains, Luxemburg, 

Montedipe SpA, Mailand (Italien), Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte G. Ce-
lona, F. Capelli, P. M. Ferrari und G. Aghina, Zustellungsbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt G. Margue, 20, rue Philippe-Il, Luxemburg, 

Chemie Linz AG, Linz (Österreich), Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Lie­
berknecht von der Rechtsanwaltskanzlei Bruckaus, Kreifels, Winkhaus und Lieber­
knecht, Düsseldorf, Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt A. Bonn, 20, côte 
d'Eich, Luxemburg, 

Klägerinnen, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihre Rechtsberater 
A. McClellan und G. Marenco sowie durch B. Jansen und K. Banks, Juristischer 
Dienst, Beistand: SCP d'Avocats „Coutrelis et associés" und Rechtsanwalt 
T. R. Ottervanger, Zustellungsbevollmächtigter: Guido Berardis, Juristischer 
Dienst, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Nichtigerklärung der Entscheidung der Kommission vom 23. April 1986 
betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 EWG-Vertrag (IV/31.149 — Polypro­
pylen) 
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erläßt 

DAS GERICHT (Erste Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. L. Cruz Vilaça, der Richter R. Schintgen, 
D. A. O. Edward, H . Kirschner und K. Lenaerts, 

Generalanwalt: B. Vesterdorf 
Kanzler: H. Jung 

folgenden 

Beschluß 

1 Mit Schreiben des Kanzlers vom 9. Juli 1990 hat das Gericht die Parteien aufge­
fordert, gegebenenfalls Erklärungen zur Verbindung der Rechtssachen T - l / 8 9 bis 
T-4/89 und T-6/89 bis T-15/89 zu gemeinsamer mündlicher Verhandlung abzu­
geben und für den Fall einer solchen Verbindung gegebenenfalls „mit einer kurzen 
Begründung" anzugeben, für welche Teile ihrer Schriftsätze und/oder der dazuge­
hörigen Anlagen sie vertrauliche Behandlung beantragen. 

2 Die Klägerin in der Rechtssache T-2/89 hat mit einem am 18. Juli 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben beantragt, eine Reihe von Angaben in ihrer Kla­
geschrift und in ihrer Erwiderung sowie alle Anlagen zu ihrer Klageschrift und 
eine Anlage zu ihrer Erwiderung vertraulich zu behandeln. Die vom Gericht ver­
langte „kurze Begründung" hat sie jedoch nicht gegeben. 

3 Die Klägerin in der Rechtssache T-3/89 hat mit einem am 25. Juli 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben beantragt, eine Reihe von Angaben in ihrer Kla­
geschrift und in ihrer Erwiderung sowie eine Reihe von Angaben in einer Anlage 
zu ihrer Klageschrift sowie eine Anlage zu ihrer Erwiderung vertraulich zu behan­
deln. Die vom Gericht verlangte „kurze Begründung" hat sie jedoch nicht gege­
ben. 
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Die Klägerin in der Rechtssache T-4/89 hat mit am 10. und 23. Juli 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben beantragt, eine Anlage zu ihrer Klageschrift ver­
traulich zu behandeln. Die vom Gericht verlangte „kurze Begründung" hat sie 
jedoch nicht gegeben. 

Die Klägerin in der Rechtssache T-9/89 hat mit einem am 12. Juli 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben beantragt, eine Reihe von Angaben in ihrer Kla­
geschrift sowie eine Reihe von Anlagen dazu vertraulich zu behandeln. Mit der 
bloßen Erklärung, daß es sich dabei um „Geschäftsgeheimnisse" handele, hat sie 
die vom Gericht verlangte „kurze Begründung" nicht gegeben. 

Die Klägerin in der Rechtssache T - l l / 8 9 hat mit einem am 24. Juli 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben beantragt, eine Reihe von Angaben in ihrer Er­
widerung sowie sämtliche Anlagen zu ihren Schriftsätzen vertraulich zu behandeln. 
Sie hat dazu folgendes ausgeführt: 

„Was die Anlagen zu den Schriftsätzen betrifft, die bei der Kanzlei eingereicht 
worden sind, so möchte meine Mandantin sie den Prozeßbevollmächtigten der an­
deren Klägerinnen nicht zur Einsichtnahme überlassen. Sollte jedoch der Prozeß­
bevollmächtigte einer anderen Klägerin irgendeine diesen Fall betreffende Anlage 
einsehen wollen, kann er unmittelbar mit mir Kontakt aufnehmen, worauf ich mit 
meiner Mandantin prüfen werde, ob etwas dagegen spricht, daß dieser Bevoll­
mächtigte eine Kategorie von Dokumenten oder ein bestimmtes Dokument ein­
sieht. Im allgemeinen können die Kopien der Schriftsätze nach meiner Meinung 
den Prozezeßbevollmächtigten der anderen Klägerinnen und auch ihren Syndikus­
anwälten zur Verfügung gestellt werden, nicht aber ihren leitenden kaufmänni­
schen Angestellten." 

Die Klägerin in der Rechtssache T-12/89 hat mit einem am 24. Juli 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben beantragt, eine Reihe von Angaben auf einer 
Seite ihrer Klageschrift sowie in zwei Anlagen zu ihrer Klageschrift und in einer 
Anlage zu ihrer Erwiderung vertraulich zu behandeln. Sie hat dazu folgendes aus­
geführt: 

„Die von der SA Solvay et Cie. eingereichte Klageschrift, einige der dazugehöri­
gen Anlagen sowie einige Anlagen zu der Erwiderung enthalten Angaben, auf­
grund deren sich die Produktionskosten für die betreffenden Erzeugnisse ermitteln 
lassen und die von meiner Mandantin als vertraulich angesehen werden. Da diese 
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den anderen Parteien nicht mitgeteilt werden können, übersende ich Ihnen beilie­
gend eine nichtvertrauliche Fassung der folgenden Dokumente ..." 

s Die Klägerin in der Rechtssache T-13/89 hat in einem am 25. Juli 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben folgendes erklärt: 

„Die gesamte Stellungnahme, die ICI in Beantwortung der Mitteilung der Be­
schwerdepunkte abgegeben hat — Anlagen 3 a, b und c zur Klageschrift von ICI 
—, darf den Parteien in den anderen Rechtssachen nicht übermittelt werden. ... 
Die Anlage 9 zur Klageschrift von ICI und die Rechnungsprüfung von Coopers & 
Lybrand (Anlage Nr. 4 zur Klageschrift von ICI) dürfen den anderen Parteien in 
keinem Fall zugänglich gemacht werden. Schließlich dürfen auch die Zahlen in 
Abschnitt 16. D.2 der Klageschrift den anderen Parteien nicht mitgeteilt werden." 

Sie trägt weiter vor, sie habe „zur Vertraulichkeit der von ICI eingereichten Pro­
zeßunterlagen ihren Standpunkt in Abschnitt 1.5 der Klageschrift dargelegt", wo 
sich die Klägerin auf die Feststellung beschränkt, daß diese Unterlagen „zahlreiche 
vertrauliche Angaben enthalten", und ihre „völlige Geheimhaltung" beantragt. 

9 Die Kommission hat gegen die von den einzelnen Klägerinnen eingereichten An­
träge auf vertrauliche Behandlung keine Einwendungen erhoben. 

io Nach der Feststellung, daß gegen die Verbindung der Rechtssachen keine Einwen­
dungen erhoben worden sind, hat das Gericht mit Beschluß vom 25. September 
1990 die Rechtssachen T - l / 8 9 bis T-4/89 und T-6/89 bis T-15/89 aufgrund ihres 
Zusammenhangs gemäß Artikel 43 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes, der 
gemäß Artikel 11 Absatz 3 des Beschlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 zur 
Errichtung eines Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften entspre­
chend gilt, zu gemeinsamer mündlicher Verhandlung verbunden. 

1 1 Da die Klägerinnen in ihren genannten Schreiben nicht oder nicht in ausreichen­
dem Maße die vom Gericht verlangte „kurze Begründung" gegeben haben, hat 
das Gericht die Klägerinnen in den Rechtssachen T-2/89, T-9/89, T - l l / 8 9 , 
T-12/89 und T-13/89 aufgefordert, „mitzuteilen, welche Angaben ... sie im einzel-
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nen vertraulich zu behandeln beantragen" und „ihren Antrag auf vertrauliche Be­
handlung für jede Angabe (oder Art von Angaben) ... unter Berücksichtigung der 
Tatsache, daß die betreffenden Angaben sich auf einen weit zurückliegenden Zeit­
raum beziehen, klar zu begründen". Die Klägerinnen in den Rechtssachen T-3/89 
und T-4/89 wurden aufgefordert, „ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung für 
jede Angabe (oder Art von Angaben) ... unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
sich die betreffenden Angaben auf einen weit zurückliegenden Zeitraum beziehen, 
... zu begründen". 

Die Klägerin in der Rechtssache T-2/89 hat in einem am 9. November 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben folgendes ausgeführt: 

„Petrofina ist der Ansicht, daß sie auf die vertrauliche Behandlung einen Rechts­
anspruch hat, der ihr nicht versagt werden kann. Wir erwarten daher, daß die 
Anlagen den anderen Parteien nur mit den von Petrofina vorgenommenen Strei­
chungen, Auslassungen oder in der von ihr belassenen Form übermittelt werden." 

Die Klägerin in der Rechtssache T-4/89 hat mit einem am 24. Oktober 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung zu­
rückgenommen. 

Die Klägerin in der Rechtssache T-12/89 hat in einem am 29. Oktober 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben folgendes ausgeführt: 

„Angesichts des Zeitraums, auf den sich die Vorwürfe in den vorliegenden Rechts­
sachen beziehen, versteht es sich von selbst, daß die Geschäftsinformationen und 
Daten in den Schriftsätzen und Anlagen der betreffenden Parteien mehrere Jahre 
zurückreichen. SA Solvay et Cie. bezieht sich deshalb auf mein Schreiben vom 
23. Juli 1990, in dem ausgeführt wurde, daß es sich bei den unkenntlich gemach­
ten Daten in der nichtvertraulichen Fassung der Klageschrift und einiger Anlagen 
zur Erwiderung um Informationen handelt, aufgrund deren sich die Produktions­
kosten für die betreffenden Erzeugnisse ermitteln lassen, und daß diese Angaben 
deshalb als vertraulich anzusehen sind. Diese Begründung muß genügen." 

Die Klägerin in der Rechtssache T-13/89 hat in einem am 16. Oktober 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben folgendes ausgeführt: 
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„Nach einer erneuten Durchsicht der betreffenden Unterlagen verzichtet ICI auf 
die vertrauliche Behandlung der Seite 103 der Klageschrift und der Anlage 9 der 
Klageschrift, da die Informationen dort über ihren Umsatz heute so überholt sind, 
daß sie wirtschaftlich nicht mehr sensitiv sind. Dennoch bittet ICI, ihrem Antrag 
auf vertrauliche Behandlung der vollständigen Fassung ihrer verschiedenen Vertei­
digungsschriftsätze (wobei die Übermittlung der zu diesem Zweck hergestellten 
Fassungen akzeptiert wird) sowie der Rechnungsprüfung von Coopers & Lybrand 
bezüglich ihrer Umsätze stattzugeben. Alle diese Dokumente enthalten Informatio­
nen über bestimmte Kunden von ICI; trotz der Tatsache, daß diese Informationen 
sich auf einen weit zurückliegenden Zeitraum beziehen, sind sie wirtschaftlich sen­
sitiv." 

i6 In den Rechtssachen T-3/89, T-9/89 und T - l l / 8 9 blieben die Schreiben des 
Kanzlers des Gerichts vom 10. Oktober 1990 unbeantwortet. 

i7 Darüber hinaus hat das Gericht mit Schreiben des Kanzlers vom 18. Juli 1990 die 
Parteien aufgefordert, eine Reihe von Fragen schriftlich zu beantworten. In ihren 
Antworten haben einige Klägerinnen beantragt, eine Reihe von Angaben in ihren 
Antworten oder den dazugehörigen Anlagen als vertraulich zu behandeln. 

is Die Klägerin in der Rechtssache T-9/89 hat mit am 16. Oktober 1990 beim Ge­
richt eingegangenem Schreiben gebeten, 

„die als Anlage Hüls 51 übermittelten Daten vertraulich zu behandeln, da es sich 
um Geschäftsgeheimnisse handelt. Es handelt sich — soweit die Daten vorhanden 
waren — nicht nur um Gesamtumsätze in der EG, sondern um Umsätze in den 
einzelnen Mitgliedstaaten, so daß die übrigen beteiligten Parteien aus diesen Zah­
len Rückschlüsse auf den Marktanteil und das Marktverhalten von Hüls ziehen 
könnten. Aus diesen Gründen bitten wir darum, die Anlage Hüls 51 den übrigen 
Klägerinnen nicht zu übermitteln." 

i9 Die Klägerin in der Rechtssache T - l l / 89 hat in einem am 15. Oktober 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben darauf hingewiesen, daß ihre Antwort auf die 
Frage 5 sowie die dort angeführten Tabellen „den Vermerk tragen: ,vertraulich — 
Geschäftsgeheimnisse ' ". 
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20 Die Klägerin in der Rechtssache T-13/89 hat in ihrem am 9. Oktober 1990 beim 
Gericht eingegangenen Schreiben auf mehreren Tabellen in der Anlage zu ihrer 
Antwort auf die Frage 5 den Vermerk „vertraulich" angebracht. Mit einem am 
16. Oktober 1990 beim Gericht eingegangenen Schreiben hat sie jedoch folgendes 
mitgeteilt: 

„Was die von uns als vertraulich bezeichneten drei Seiten Tabellen in unserer Ant­
wort vom 8. Oktober 1990 auf die uns vom Gericht gestellten Fragen betrifft, so 
haben wir unseren Sundpunkt unter Berücksichtigung der Ausführungen des Ge­
richts in seinem Schreiben vom 10. Oktober 1990 überprüft. Wir sind angesichts 
der Tatsache, daß die betreffenden Informationen sich auf einen weit zurücklie­
genden Zeitraum beziehen, damit einverstanden, bezüglich dieser Tabellen keine 
vertrauliche Behandlung zu beantragen." 

21 Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß mit den Anträgen auf vertrauliche Behand­
lung ein Zwischenstreit im Sinne von Artikel 91 Absatz 1 der Verfahrensordnung 
des Gerichtshofes ausgelöst wird. 

22 Sodann ist festzustellen, daß das Gericht bei der Prüfung eines Antrags auf ver­
trauliche Behandlung im Falle der Verbindung mehrerer Rechtssachen einen Kon­
flikt zwischen zwei entgegengesetzten Prinzipien lösen muß, nämlich zwischen 
dem der Wahrung der Geschäftsgeheimnisse und dem der Wahrung des kontra­
diktorischen Charakters der von den Parteien mit möglicherweise unterschiedli­
chen Interessen geführten gerichtlichen Erörterung. 

23 Im vorliegenden Fall hat das Gericht bei der Prüfung, ob die gestellten Anträge 
auf vertrauliche Behandlung begründet sind, erstens die Tatsache, daß einige Klä­
gerinnen keine vertrauliche Behandlung von Angaben beantragt haben, die den in 
den beim Gericht eingereichten Anträgen enthaltenen Angaben vergleichbar waren, 
zweitens die Rücknahme des Antrags auf vertrauliche Behandlung solcher Anga­
ben durch andere Klägerinnen und drittens die Tatsache berücksichtigt, daß die 
meisten von anderen Klägerinnen noch als „Geschäftsgeheimnisse" eingestuften 
Angaben sich auf einen weit zurückliegenden Zeitraum beziehen und diese Kläge­
rinnen nicht erklären konnten, inwiefern so alte Daten noch „Geschäftsgeheim­
nisse" sein können. 
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24 Aufgrund dessen ist festzustellen, daß nur folgende Anträge auf vertrauliche Be­
handlung Angaben betreffen, die derzeit noch als Geschäftsgeheimnisse angesehen 
werden müssen: 

— in der Rechtssache T-2/89 die Anträge auf vertrauliche Behandlung der Seiten 
13 und 14 der Klageschrift und der Seite 39 der Klageerwiderung, der An­
lage 11 der Klageschrift, der Seiten 12 und 13 der Anlage 14, der Seiten 6 bis 
8 der Anlage 17, der Anlagen 19 und 20 der Klageschrift sowie der Anlage 
PET 5 der Anlage 3 der Klageerwiderung und der Anlagen PET 6/29 und 
PET 7/37 der Anlage 3 der Klageerwiderung, soweit es ausschließlich um die 
der Untersuchung von Coopers & Lybrand entnommenen Daten geht; 

— in der Rechtssache T-3/89 die Anträge auf vertrauliche Behandlung der Anla­
gen A6 und A7 der Anlage 2 der Klageschrift; 

— in der Rechtssache T-9/89 die Anträge auf vertrauliche Behandlung der Seiten 
40, 62 und 97 der Klageschrift, der Seite 2 der Anlage 26 der Klageschrift 
sowie der Anlagen 30 bis 35 der Klageschrift; 

— in der Rechtssache T - l l / 8 9 die Anträge auf vertrauliche Behandlung der Sei­
ten 114 und 115 der Klageerwiderung, der Seiten 73 bis 84, der Anlagen 1, 2, 
4, 5 und der Nr. 13 der „contemporary documents" der Anlage 6 der Klage­
schrift sowie der exhibits C2, D l und D2 und ihrer „typed copies" des An­
hangs II der Anlage 11 der Klageschrift; 

— in der Rechtssache T-12/89 die Anträge auf vertrauliche Behandlung der 
Seite 4 der Klageschrift, der Anlagen 6 und 7 der Klageschrift und der An­
lage 2 der Klageerwiderung; 

— in der Rechtssache T-13/89 die Anträge auf vertrauliche Behandlung der An­
lage 3 a der Klageschrift mit Ausnahme der exhibits 6, erste Tabelle, 18, 21 
und 22; der Anlage 3 c der Klageschrift mit Ausnahme der Anträge bezüglich 
des exhibit 5 und der Seite 17; des exhibit 4 der Klageschrift mit Ausnahme 
des Teils mit dem Titel „sales of polypropylene basic products to overlapping 
customers during the 21 month ended 30 september 1983". 
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25 Diesen Anträgen ist daher stattzugeben. Sämtliche andere Anträge auf vertrauliche 
Behandlung werden zurückgewiesen, und die von diesen Anträgen erfaßten Anga­
ben werden den Parteien zugänglich gemacht, die sie in der Kanzlei des Gerichts 
einsehen können. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DAS GERICHT (Erste Kammer) 

beschlossen: 

Folgenden Anträgen wird stattgegeben: 

— in der Rechtssache T-2/89 den Anträgen auf vertrauliche Behandlung der Sei­
ten 13 und 14 der Klageschrift und der Seite 39 der Klageerwiderung, der An­
lage 11 der Klageschrift, der Seiten 12 und 13 der Anlage 14, der Seiten 6 bis 
8 der Anlage 17, der Anlagen 19 und 20 der Klageschrift sowie der Anlage 
PET 5 der Anlage 3 der Klageerwiderung und der Anlagen PET 6/29 und 
PET 7/37 der Anlage 3 der Klageerwiderung, soweit es ausschließlich um die 
der Untersuchung von Coopers Sc Lybrand entnommenen Daten geht; 

— in der Rechtssache T-3/89 den Anträgen auf vertrauliche Behandlung der Anla­
gen A6 und A7 der Anlage 2 der Klageschrift; 

— in der Rechtssache T-9/89 den Anträgen auf vertrauliche Behandlung der Sei­
ten 40, 62 und 97 der Klageschrift, der Seite 2 der Anlage 26 der Klageschrift 
sowie der Anlagen 30 bis 35 der Klageschrift; 

— in der Rechtssache T- l l /89 den Anträgen auf vertrauliche Behandlung der Sei­
ten 114 und 115 der Klageerwiderung, der Seiten 73 bis 84, der Anlagen 1, 2, 4, 
5 und der Nr. 13 der „contemporary documents" der Anlage 6 der Klage­
schrift sowie der exhibits C2, D l und D2 und ihrer „typed copies" des An­
hangs II der Anlage 11 der Klageschrift; 

— in der Rechtssache T-12/89 den Anträgen auf vertrauliche Behandlung der 
Seite 4 der Klageschrift, der Anlagen 6 und 7 der Klageschrift und der An­
lage 2 der Klageerwiderung; 
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— in der Rechtssache T-13/89 den Anträgen auf vertrauliche Behandlung der An­
lage 3 a der Klageschrift mit Ausnahme der exhibits 6, erste Tabelle, 18, 21 
und 22; der Anlage 3 c der Klageschrift mit Ausnahme der Anträge bezüglich 
des exhibit 5 und der Seite 17; des exhibit 4 der Klageschrift mit Ausnahme 
des Teils mit dem Titel „sales of polypropylene basic products to overlapping 
customers during the 21 month ended 30 september 1983". 

Luxemburg, den 15. November 1990. 

Der Kanzler 

H. Jung 

Der Präsident 

J. L. Cruz Vilaça 
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